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SVR Hongkong

32 Positives Wirtschaftswachs­

tum im 2. Quartal

Das Hongkonger Statistikamt (Census 

and Statistics Department of the Hong 

Kong Special Administrative Region) 

berichtet für das 2. Quartal 1999 von 

einer Umkehr der bisherigen negati­

ven Wachstumsentwicklung. Im Ver­

gleich zur Vorjahresperiode erhöhte 

sich im 2. Quartal das reale Wirt­

schaftswachstum um 0,7%. Wird das 

Wirtschaftswachstum saisonalen Ver­

änderungsfaktoren angepaßt, dann er­

gibt sich eine Zuwachsrate von 3,1% 

gegenüber einem negativen Wachstum 

von 0,3% im 1.Quartal 1999.

Die Zunahme des Wirtschaftswachs­

tums im 2. Quartal wird auf die 

Verbesserung der internen und ex­

ternen Rahmenbedingungen zurück­

geführt. So konnte bei den Expor­

ten der Rückgang des Wachstums auf 

0,2% reduziert werden. In den er­

sten drei Monaten hatte das nega­

tive Wachstum noch 4,8% betragen. 

(XNA, 22.9.99) Im August nahmen 

die Exporte Hongkongs um 4,4% zu; 

die Reexporte Hongkongs - Güter, die 

auf dem Festland produziert und über 

Hongkong exportiert werden - nahmen 

sogar um 6,7% zu. (FT, 29.9.99)

Nach Einschätzung der Hongkonger 

Regierung hat sich die Situation am 

Arbeitsmarkt stabilisiert. Allerdings 

lag die saisonal angepaßte Arbeitslo­

senquote in der Periode Juni bis Au­

gust 1999 bei 6,1%, das waren 0,1% 

mehr als zwischen Mai und Juli d.J. 

Ursache für diese Entwicklung ist der 

Regierung zufolge die weiter durch­

geführte Konsolidierung in Hongkon­

ger Unternehmen, die bisher nur sehr 

zögerlich neue Arbeitskräfte einstellen 

würden. Vor diesem Hintergrund müs­

se zumindest für die nächste Zeit noch 

mit weiterhin relativ hohen Arbeits­

losenquoten gerechnet werden. (XNA,

21.9.99)

Für das gesamte Jahr 1999 erwartet 

die Asian Development Bank (ADB) 

in ihrem Bericht Asian Development 

Outlook ein negatives Wachstum der 

Hongkonger Wirtschaft um 0,5% im

Vergleich zum Vorjahr. Für das Jahr 

2000 rechnet die ADB mit einer Zu­

nahme des Entwicklungstempos um 

1,5%, etwas niedriger als die am An­

fang des Jahres prognostizierten 2% 

für das Jahr 2000.

Als Begründung für das Herunterstu­

fen des Wirtschaftswachstums gab die 

ADB an, daß sie mit einer weiteren 

Abschwächung der Rolle Hongkongs 

als Tor nach China rechnet. Da Fest­

landchina seine eigenen Handelsbezie­

hungen stetig ausweite, gebe es weni­

ger Möglichkeiten für Hongkong, als 

Mittelsmann für China-Geschäfte tä­

tig zu sein. Weiterhin geht die ADB 

davon aus, daß sich das Wirtschafts­

wachstum in der VR China wei­

ter verlangsamen wird, so daß aus 

dieser Richtung ebenfalls keine neu­

en Wachstumsimpulse für Hongkong 

kommen würden. (SCMP, 15.9.99) 

-schü-

33 Bildungsreform

Die Erkenntnis von der Notwendig­

keit einer grundlegenden Reform des 

Hongkonger Bildungssystems (vgl. da­

zu C.a., 1999/1, Ü 36) scheint sich 

allmählich immer mehr durchzuset­

zen. Dennoch gibt es beharrende Kräf­

te, die sich gegen radikale Reformen 

wenden und insbesondere an der Eli­

tebildung, einschließlich des Klassi­

fizierungssystems, festhalten wollen. 

Entsprechend kommt der Widerstand 

hauptsächlich von den Eliteschulen, 

deren Lehrern und Eltern, deren Kin­

der solche Schulen besuchen. Deshalb 

heißt es, daß die schwierigste Aufga­

be der Bildungsreform nicht die Ein­

führung der von der Bildungsbehör­

de vorgeschlagenen Reformen sei, son­

dern die Akzeptanz in der Öffentlich­

keit durch radikales Umdenken zu er­

reichen (SCMP, 20.9.99).

Ausgangspunkt für eine radikale Bil­

dungsreform ist die Auffassung, daß 

Hongkongs Bildungssystem, das auf 

dem UK Education Act von 1944 be­

ruht, hoffnungslos veraltet sei. Die­

ser Meinung ist nicht nur die Hong­

konger Regierung, sondern vor allem 

auch die Wirtschaft. Die Führungs­

kräfte wie auch die Masse der Arbeit­

nehmer, die im 21. Jahrhundert benö­

tigt würden, könne das gegenwärtige 

Schulsystem nicht ausbilden, heißt es. 

Ein auf die Heranbildung einer Elite 

und allein auf Prüfungen ausgerichte­

tes Bildungswesen sei im neuen Jahr­

hundert nicht mehr kompatibel, in 

dem es angesichts der sich rasant ent­

wickelnden Wirtschaft darauf ankom­

me, schnell veraltendes Wissen flexibel 

durch die Aneignung neuer Fähigkei­

ten zu ersetzen (SCMP, 23.9.99).

Es geht um die Einführung einer 

Qualitätsbildung auf allen Schulstu­

fen. Dies bedeutet eine grundlegende 

Neuorientierung, nämlich die Abschaf­

fung der bislang geltenden Grundla­

gen des Systems, wie z.B.

- Bewertung schulischer Leistungen 

allein aufgrund des Abschneidens 

in den Prüfungen

- prüfungsorientiertes Lernen, d.h. 

mechanisches Pauken von Fakten­

wissen

- keine oder geringe Chancen des 

Übergangs auf weiterführende 

Schulen für Verlierer bei den Prü­

fungen

- Klassifizierung aller Schulen nach 

ihrem Niveau

- Aufteilung in geistes- und natur­

wissenschaftliche Züge auf der Se­

kundarstufe II

Einem reformierten Schulsystem soll 

als neues Bildungsziel die umfassende 

Bildung der Schüler zugrunde liegen. 

Dies bedeutet, daß Schüler lernen sol­

len

- wie Wissen zu erlangen ist (nicht 

nur durch traditionellen Klassen­

unterricht, sondern mit Hilfe aller 

zur Verfügung stehenden techni­

schen und elektronischen Mittel)

- kreativ, kritisch und verantwor­

tungsvoll zu denken und zu ana­

lysieren

- wie das erworbene Wissen in der 

Praxis anzuwenden ist (Fähigkeit, 

Probleme zu lösen)

- interaktive Fähigkeiten, wie sie für 

Teamarbeit notwendig sind.

Die so definierten Bildungsziele er­

fordern von den Lehrern neue Un­

terrichtsmethoden und von den Schu­
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len ein Umdenken hinsichtlich der Be­

wertung eines Schülers. Nicht mehr 

einzelne Prüfungsergebnisse, sondern 

die Gesamteinschätzung aufgrund an­

derer unterrichtsbezogener Aktivitä­

ten, z.B. auch Zusammenarbeit, sol­

len zählen. (Vgl. SCMP, 16. u. 23.9.99) 

Ein weiterer Vorschlag soll die Chan- 

cenlosigkeit für solche Schüler über­

winden helfen, die den Übergang zur 

„Form One“ der Sekundarschule nicht 

schaffen. Kritisiert wird das bestehen­

de System, bei dem im Alter von 

elf Jahren über die Karriere eines 

Menschen entschieden wird (SCMP,

8.9.99) . Hier sind verschiedene Maß­

nahmen geplant, die eine größere Fle­

xibilität zum Ziel haben, wie z.B. die 

Ersetzung des „F“ (für „Failed“) durch 

ein ,ü“ (für „Passed“) bei den Prü­

fungen (SCMP, 9.9.99), die Abschaf­

fung des Sitzenbleibens zugunsten fle­

xibler Klassenstufen je nach Leistung 

in den betr. Fächern (SCMP, 16.9.99) 

und die Aufgabe des starren Klassi­

fizierungssystems, bei dem alle Schu­

len in fünf Kategorien eingeteilt wer­

den, wobei nur die beiden obersten 

Kategorien Aufstiegschancen ermögli­

chen, während Schulen, die als „Band 

Three“, „Four“ und „Five“ eingestuft 

sind, als schlecht und ihre Schüler als 

Versager gelten (SCMP, 8. u. 20.9.99). 

Mit diesem System würde künstlich ei­

ne Klasse von „Verlierern“ unter den 

Schülern geschaffen, die in Jobs oh­

ne Zukunft gedrängt würden (SCMP,

23.9.99) .

Um den Prüfungsdruck zu reduzie­

ren, soll die alles entscheidende Eig­

nungsprüfung am Ende der 6. Pri­

marschulklasse, über die der Zugang 

zur „Form One“ der Sekundarschu­

le geregelt wird, abgeschafft werden. 

Statt dessen soll in der 2. oder 3. 

Klasse eine Bewertung der intellektu­

ellen Fähigkeiten eines Schülers durch 

Tests in den drei Kernfächern Chi­

nesisch, Englisch und Rechnen vor ge­

nommen werden. Danach sollten Schü­

ler mit bestimmten Schwächen nach 

dem Vorbild Singapurs in einer Nach­

hilfeklasse zusammengeführt und nach 

akzeptablen Verbesserungen wieder in 

die normale Klasse eingegliedert wer­

den. Außerdem sollten Grund- und 

Mittelschule stärker miteinander ver­

bunden werden. Durch diese Maßnah­

men würde sich die Jagd nach „Form 

One “-Schulplätzen erübrigen. (SCMP,

24.9.99)

Auch im Hochschulbereich hat die 

Hongkonger Regierung einschneiden­

de Reformen vorgeschlagen. Gestrit­

ten wird um die Länge des Hochschul­

studiums. Während die Universitäten 

die Verlängerung der Studienzeit auf 

vier Jahre fordern, scheint die Re­

gierung derzeit die Beibehaltung des 

dreijährigen Hochschulstudiums zu fa­

vorisieren, dies vor allem vor dem Hin­

tergrund des Sparzwangs. Ein weite­

rer Diskussionspunkt ist die Finan­

zierung der Hochschulen. Bislang er­

halten die acht Hongkonger Universi­

täten ihre öffentlichen Zuwendungen 

über das University Grants Commit­

tee, und zwar auf der Grundlage der 

drei Jahre im voraus geplanten Stu­

dentenzahl. Die Neuzulassungen für 

Erstsemester sind derzeit mit 14.500 

festgeschrieben. Jede Universität er­

hält eine bestimmte Quote zugewie­

sen und wird danach finanziert. Die­

ses System wird als unflexibel betrach­

tet, weil die Universitäten manchmal 

gezwungen sind, auch Studenten un­

ter dem Standard zu akzeptieren, nur 

um die Finanzierung zu sichern. Um 

mehr Flexibilität einzuführen, sollen 

die Studenten die Universität wech­

seln können und die Universitäten 

nach der tatsächlichen Zahl ihrer Stu­

denten finanziert werden.

Zu diesem Zweck und unter Berück­

sichtigung der Pläne für die Reform 

des Primär- und Sekundarschulwe­

sens werden folgende Hochschulrefor­

men vorgeschlagen:

- über die Hochschulzulassung soll 

die Gesamtleistung des Kandida­

ten entscheiden;

- es sollen weniger spezialisierte 

Bachelor-Programme eingerichtet 

werden;

- die Studenten sollen mehr Ent­

scheidungsfreiheit bezüglich ver­

schiedenen Studienprogrammen 

und dem Wechsel zwischen ihnen 

haben;

- bei Universitätswechsel sollen die 

bisher erlangten „credit units“ 

(Prüfungen, Seminarscheine usw.) 

angerechnet werden.

(SCMP, 20. u. 25.9.99)

Um Universitätswechsel zu erleich­

tern, sollen die Universitäten ihre Stu­

diengänge teilweise vereinheitlichen.

Ermöglicht werden soll auch ein Studi­

um an mehr als einer Universität, d.h. 

daß man ein bestimmtes Fach an einer 

anderen Universität studieren kann.

Ein weiterer Punkt betrifft die Einfüh­

rung unterschiedlicher Studiengebüh­

ren. Bisher zahlen Studenten pro Jahr 

einheitlich HKD 42.100. Die einzelnen 

Studiengänge sollen in teure, durch­

schnittliche und weniger teure einge­

teilt werden, wobei für teure Studi­

en 25% mehr, für weniger teure 25% 

weniger bezahlt werden soll (SCMP,

8.9.99).

Die Reformvorschläge der Regierung 

wurden Ende September 1999 be­

kanntgegeben. Über sie soll jetzt erst 

einmal in der Öffentlichkeit diskutiert 

werden. Man will von schnellen Ein­

zelreformen Abstand nehmen und Zeit 

für den Meinungsbildungsprozeß las­

sen. Zugleich werden Konsultationen 

mit verschiedenen Gruppen durchge­

führt. Im Februar 2000 soll ein In­

terimbericht veröffentlicht werden, zu 

dem sich die Öffentlichkeit wiederum 

äußern kann. Ende Juni soll dann ein 

endgültiger Bericht erstellt sein, und 

die ersten Reformen sollen mit Be­

ginn des neuen Schuljahres im Sep­

tember 2000 an einigen ausgewähl­

ten Schulen als Pilotprojekte durchge­

führt werden. (SCMP, 24. u. 30.9.99)

Angesichts der Tragweite der vorgese­

henen Bildungsreformen ist die Ent­

scheidung der Hongkonger Regierung 

sinnvoll, genügend Zeit für den Mei­

nungsbildungsprozeß zu lassen und 

die Öffentlichkeit einzubeziehen. Ge­

rade die Beteiligung der Öffentlich­

keit ist ein wesentlicher Unterschied 

zum Festland, wo bei Reformen dieser 

Tragweite zwar auch im Vorfeld ein­

gehende Diskussionen stattfinden, al­

lerdings in der Regel nur in einschlä­

gigen Kreisen und nicht in der Öf­

fentlichkeit. Es wird abzuwarten sein, 

inwieweit die Hongkonger Bildungs­

reform eine Angleichung an das Bil­

dungssystem des Festlands mit sich 

bringt, also z.B. die Einführung eines 

Schulstufensystems nach dem Sche­

ma 6+6+4 anstelle des gegenwärtigen 

Schemas 6+Ö+2+3 (6 Jahre Grund­

schule, 7 Jahre Sekundarschule, davon 

2 Jahre Matrikulation, 3 Jahre Hoch­

schule). Jedenfalls decken sich wichti­

ge Anliegen der Bildungsreform Hong­

kongs mit denen der festländischen 

Bildungsreform, so vor allem die Ein­
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führung einer Qualitätsbildung und 

die Abschaffung der rein prüfungsori­

entierten Schulbildung, -st-

34 Neue Kontroversen um

Pressefreiheit: Einsetzung

eines Presserates zum

Schutz der Privatsphäre?

Nach den Kontroversen um die Tai­

wan-Berichterstattung des Senders 

Radio Television Hong Kong im Au­

gust (vgl. C.a., 1999/8, Ü 26) hat ein 

offizieller Vorschlag zur Einsetzung ei­

nes „Presserates zum Schutz der Pri­

vatsphäre“ die laufende Grundsatzde­

batte über Pressefreiheit in Hongkong 

intensiviert. Die Debatte soll hier in ei­

nigem Detail nachgezeichnet werden, 

da sie zahlreiche höchst spannende 

Reflexionen über den Wandel der po­

litischen und gesellschaftlichen Rolle 

der Hongkonger Medien seit 1997 ent­

hält und Aufschluß über deren Selbst­

verständnis gibt.

Am 20. August trat die Kommission 

für Rechtsreform (Jalü gasige weiyuan- 

hui), ein Gremium unter dem Vor­

sitz der Justizministerin (Justice Sec- 

retary) der Sonderverwaltungsregion 

(SVR) Hongkong, mit der Empfeh­

lung an die Öffentlichkeit, in Hong­

kong einen ,Presserat“ (baoye pingyi- 

hui, „press council“) zum Schutz vor 

Verletzungen der Privatsphäre durch 

die Presse einzurichten. Bis zum 30. 

November soll die Öffentlichkeit Zeit 

haben, über die Empfehlung zu dis­

kutieren, bevor die Regierung darüber 

entscheiden werde. In einem knapp 

200-seitigen Bericht der Kommission 

wurde die Notwendigkeit der Einrich­

tung eines Presserates damit begrün­

det, daß in den vergangenen Mona­

ten zunehmend exzessive Fälle zu ver­

zeichnen gewesen seien, in denen Jour­

nalisten in das Privatleben Hongkon­

ger Bürger, Politiker und anderer Pro­

minenter eingedrungen wären.

Gemäß dem Vorschlag der Kommis­

sion soll dem Presserat die Gerichts­

barkeit über alle Zeitungspublikatio­

nen zufallen. Ferner soll er die Zustän­

digkeit für die Formulierung eines „Ko­

dex für die Privatsphäre“ erhalten, als 

Adressat für Beschwerden aus der Be­

völkerung fungieren, auf deren Basis 

Untersuchungen durchführen und Ver­

letzungen des Kodex ahnden; schließ­

lich soll er befugt sein, Geldstrafen bis

zu einer Höhe von HKS 1 Mio. (USS 

125.000) zu erheben. Die Mitglieder 

des Presserats sollten durch einen Vor­

sitzenden ernannt werden, welcher von 

Tung Chee-hwa, dem Regierungschef 

der SVR Hongkong, zu bestimmen sei 

(SCMP, 3.9.99; IHT, 10.9.99).

Die Befürworter des Vorschlags zur 

Einsetzung eines Presserats, darun­

ter Professor Raymond Wacks, Vorsit­

zender des Unterausschussess für den 

Schutz der Privatsphäre der Kommis­

sion für Rechtsreform, betonen die 

Notwendigkeit eines Aufsichtsorgans 

mit „Biß“, das die individuelle Pri­

vatsphäre der Bürger angesichts einer 

zunehmend sensationshungrigen Me­

dienwelt und angesichts ungenügen­

der rechtlicher Klagemöglichkeiten ef­

fizient vor Übergriffen schütze (IHT, 

10.9.99; SCMP, 10., 11.9.99).

Sie stützen sich auf Umfragen, laut 

derer zwischen 53% und 60% der 

Hongkonger Bevölkerung eine stärkere 

Medienaufsicht begrüßen (nach Dong- 

xiang, 1999/9, S.45). In der Hongkon­

ger Gesellschaft mache sich eine zu­

nehmende Frustration über die Me­

dien breit, die die Pressefreiheit miß­

brauchten. Der Ethos sozialer Verant­

wortung sei durch finanzielles Profit­

streben weitgehend verdrängt worden, 

welches sich im Zuge der wirtschaft­

lichen Rezession seit der Asienkrise 

noch verschärft habe. Während sich in 

westlichen Ländern eine stabile Grenz­

linie zwischen seriöser und Boulevard­

presse etabliert hätte, die den Lesern 

erlaube, die jeweiligen Informationen 

einzuschätzen und angemessen mit ih­

nen umzugehen, sei diese Grenzlinie 

in Hongkong verwischt; Publikationen 

neuer Medienkonglomerate wie etwa 

die Apple Daily hätten die „Ökologie 

des Medienmarktes“ seit 1997 erheb­

lich gestört (SCMP, 11.9.99).

Ferner führen die Befürworter des Vor­

schlags an, daß die Wahrung einer 

Balance zwischen Schutz der Privat­

sphäre und Pressefreiheit ein schwie­

riges Problem sei, das auch im west­

lichen Ausland, insbesondere in den 

USA und Großbritannien, durch die 

Einrichtung von Presseräten oder ähn­

lichen Institutionen angegangen wor­

den sei. Im übrigen habe man sich 

bemüht, den Presserat organisatorisch 

so unabhängig wie möglich zu gestal­

ten (Guangjiaojing, 1999/9, S.88/89; 

SCMP, 11.9.99).

September 1999

Gegner des Vorschlags, vertreten 

durch verschiedene Hongkonger Me­

dienverbände und durch Margaret 

Ng, prominentes Mitglied des Legisla­

tivrats, argumentieren, daß die emp­

fohlene Einsetzung eines Presserats 

die Pressefreiheit substantiell gefähr­

de. In Abwesenheit eines funktionie­

renden Systems demokratischer Ge­

waltenteilung sei eine freie und kri­

tische Presse die einzige Gewähr für 

die Rechte der Bürger und damit für 

die Freiheit Hongkongs. Eine Regulie­

rung der Presse unter dem Vorwand 

des Schutzes der Privatsphäre in Ge­

stalt des geplanten Presserates würde 

die Bürger um so eher der Willkür von 

Regierung und der Polizei aussetzen, 

welche unbeschadet öffentlicher Kritik 

in die Privatsphäre eindringen könn­

ten (SCMP, 3.9.99).

Ein Artikel der traditionell kriti­

schen Monatszeitschrift Dongxiang ar­

gumentiert, daß die Hongkonger Pres­

se deshalb in die Enge der „sex & cri- 

me “-Berichterstattung getrieben wor­

den sei, weil sie seit 1997 zur Selbst­

zensur in politischen und gesellschaft­

lichen Fragen gezwungen worden sei. 

Der Artikel erkennt eine widersprüch­

liche psychologische Befindlichkeit der 

Hongkonger Bürger darin, daß sie 

einerseits mehrheitlich eine stärke­

re Presseaufsicht befürworteten, an­

dererseits zu drei Vierteln regelmäßi­

ge Käufer eben jener Boulevardpres­

se seien, deren unziemliche Sensati­

onslust und Profitgier sie beklagten. 

Tatsächlich sollte der Verführung zu 

einer „Politik der Volksverdummung“ 

(yumin zhengce) nicht durch die Ein­

setzung eines Presserates nachgege­

ben, sondern vielmehr der vorhande­

ne rechtliche Klageweg besser ausge­

schöpft werden (Dongxiang, 1999/9, 

S.44-46).

Dem Argument, auch im westlichen 

Ausland gebe es Presseräte, wird ent­

gegengehalten, daß es sich dort um 

selbstregulative Institutionen inner­

halb demokratischer Systeme handle, 

die unabhängig von staatlicher Kon­

trolle arbeiteten; der geplante Hong­

konger Presserat dagegen werde or­

ganisatorisch direkt dem Regierungs­

chef Tung Chee-hwa und damit indi­

rekt dem Kontrollzugriff der Beijinger 

Staats- und Parteiführung unterstellt 

sein. Damit wäre zumindest potentiell 

die Rolle des Presserats als ein aktives
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Zensurorgan angelegt (ebd.; SCMP, 

11., 26.9.99).

Als alternativen Weg zur Verbesse­

rung des Schutzes der Privatsphäre se­

hen verschiedene Hongkonger Medi­

enverbände die Verstärkung selbstre­

gulativer Mechanismen. Am 19. Sep­

tember veranstalteten Vertreter von 

vier Verbänden ein öffentliches „Fo­

rum für Medienethik“. Dort warnten 

sie vor den Gefahren der Etablierung 

einer „Kulturpolizei“, gestanden aber 

zugleich Exzesse journalistischen Ver­

haltens in der jüngeren Vergangen­

heit ein. Zur Bekämpfung dieses Pro­

blems müßten die ethischen Standards 

der Pressearbeit angehoben und wirk­

same Maßnahmen der Selbstkontrol­

le eingesetzt werden (SCMP, 20.9.99). 

Kritische Stimmen bezweifelten aller­

dings, ob eine Selbstkontrolle der Me­

dien, die in der Vergangenheit nicht 

funktioniert habe, in der Zukunft Aus­

sicht auf Erfolg haben würde (SCMP,

11.9.99) .

Am 23. September trat schließ­

lich die Hongkonger „Zeitungsgesell­

schaft“, der die Herausgeber von zehn 

Tageszeitungen (The Post, Sing Tao 

Daily News, Hong Kong Standard, Tin 

Tin Daily News, Ming Pao, Hong 

Kong Daily News, Wen Wei Po, Ta 

Kung Pao, Hong Kong Commercial 

Daily und China Daily), nicht aber die 

drei Marktführer {Apple Daily, Ori­

ental Daily News, The Sun) angehö­

ren, mit einem Kompromißvorschlag 

an die Öffentlichkeit. Danach solle 

auf die offizielle Einsetzung eines ge­

setzlich festgeschriebenen Presserats 

verzichtet werden. Statt dessen solle 

ein unabhängiger Presserat gegründet 

werden, der sich aus Vertretern der 

Öffentlichkeit, der Medienbranche, Ju­

risten und Akademikern zusammen­

setze. Die Aufgaben des Gremiums 

sollten darin bestehen, die Pressefrei­

heit zu gewährleisten, Glaubwürdig­

keit und ethische Standards des Jour­

nalismus zu fördern sowie Fällen von 

Verletzungen der Privatsphäre nach­

zugehen. Keine Zuständigkeit sollte 

der Presserat dagegen für die Erhe­

bung von Strafgeldern erhalten, da 

dies ihm eben jenen statutarischen 

Charakter verleihen würde, der ge­

rade vermieden werden solle (SCMP,

24.9.99) .

Wie bislang abzusehen ist, stieß dieser 

Kompromißvorschlag auf relativ brei­

te Anerkennung. Die Tatsache, daß 

die Mehrzahl der großen Zeitungsver­

lage hinter dem Vorschlag steht, wird 

als Gewähr für eine effiziente Kon­

trolle auch der Boulevardpresse ge­

wertet (SCMP, 26.9.99). Auch Anson 

Chan Fang On-Sang, Ministerin der 

SVR Hongkong für Verwaltungsfra­

gen (Chief Secretary of Administra­

tion), begrüßte den Vorschlag, da er 

die „Reife und Verantwortlichkeit “ der 

Hongkonger Medienwelt demonstrie­

re. Auch aus Sicht der Regierung sei 

eine Selbstregulierung der Presse ei­

nem offiziell eingesetzten Aufsichtsor­

gan vorzuziehen (SCMP, 30.9.99).

Es bleibt abzuwarten, ob und in wel­

cher Form der Vorschlag zur Einset­

zung eines Presserats umgesetzt wird. 

Deutlich wird aber bereits im Verlauf 

der Debatte das nachhaltige Bemühen 

der Hongkonger Presse, durch einen 

beschränkten „vorauseilenden Gehor­

sam“ die Einrichtung offizieller Zen­

surorgane zu umgehen, ohne zugleich 

die als ehemalige britische Kronko­

lonie vis-ä-vis der VR China ererb­

te Pressefreiheit vollständig preiszu­

geben. Gleichzeitig kann die Kontro­

verse selbst als Ausdruck einer noch 

relativ intakten Pressefreiheit gesehen 

werden, die bislang einen reflexiven 

Diskurs der Hongkonger Öffentlich­

keit über ihre politische Befindlichkeit 

durchaus gestattet, -hol-

Macau

35 Gesetzgebende Versamm­

lung nunmehr vollständig

Macau hat eine neue Gesetzgeben­

de Versammlung (lifahui). Sie besteht 

wie die laufende aus 23 Mitgliedern. 

Wie das Büro des designierten Regie­

rungschefs Edmund Ho Hau Wah am 

24. September bekanntgab, hat dieser 

folgende sieben Personen zu Mitglie­

dern ernannt: den Bankier Stanley Au 

Chong Kit (Ou Zongjie, Vorsitzender 

der Delta Asia Financial Group, 51 

J.; er war der Gegenkandidat von Ed­

mund Ho Hau Wah bei der Wahl des 

Regierungschefs am 15. Mai), die bei­

den Geschäftsleute Cheong Wai Kei 

(Zhang Weiji, 52 J.) und Tina Ho Teng 

lat (He Dingyi, 47 J.), die drei Rechts­

anwälte Philip Xavier (Xu Huinian, 52 

J.), Vong Hin Fai (Huang Xianhui, 41 

J.) und Jose Manuel de Oliveira Rod­

rigues (Dai Mingyang, 47 J.) sowie den 

Angestellten im Kasino-Konsortium 

STDM (Sociedade de Turismo e Di­

versoes de Macau, Macau Tourism 

and Amüsement Co.), Joao Bapti­

sta Manuel Leao (Liang Guanhan, 57 

J.). (RMRB, XNA, SCMP, 25.9.99) 

Sie treten an die Stelle der sieben 

von Gouverneur Vasco Rocha Viei­

ra ernannten Mitglieder, die nach der 

Machtübergabe im Dezember nicht in 

ihrem Amt verbleiben dürfen. Von den 

direkt und indirekt gewählten 16 Mit­

gliedern hatten sich 15 für eine wei­

tere Arbeit in dem Gremium ausge­

sprochen und waren in ihrem Amt be­

stätigt worden, (XNA, 25.9.99) darun­

ter auch der demokratische Aktivist 

Antonio Ng Kuok Cheong. Das Mit­

glied Tommy Chio Ho Cheong (auch 

bekannt unter dem Namen Chan Kai 

Kit) hatte keinen entsprechenden An­

trag gestellt; gegen ihn wird von der 

Unabhängigen Kommission für Kor­

ruptionsbekämpfung im Zusammen­

hang mit einem Fall von Geschäftsbe­

trug ermittelt. (SCMP, 25.9.99) Für 

den einen freigewordenen Platz in 

der Versammlung war am 20. Sep­

tember Diana W.I. Iong, eine amt­

lich zugelassene Wirtschaftsprüferin, 

vom Wahlkomitee aus vier Kandida­

ten gewählt worden. (XNA, 21.9.99) 

Die Versammlung wird vor dem 19. 

Dezember ihre Arbeit aufnehmen und 

den Vorsitzenden und seine Stellver­

treter wählen, die Geschäftsordnung 

festlegen sowie die für eine reibungslo­

se Amtsführung der neuen Regierung 

am 20. Dezember notwendigen Geset­

zesvorlagen überprüfen und diskutie­

ren. (RMRB, XNA, 25.9.99) -ljk-

36 Exekutivrat gebildet

Der künftige Regierungschef Edmund 

Ho hat zehn Mitglieder des Exeku- 

tivrats der SVR Macau ernannt. Dies 

gab sein Büro am 25. September be­

kannt. Der Rat besteht aus den fünf 

Sekretären der künftigen Regierung - 

Florinda da Rosa Silva, Francis Tarn 

Pak Un, Cheong Kuok Va, Fernan­

do Chui Sai On, Ao Man Long - so­

wie aus drei Mitgliedern der Gesetz­

gebenden Versammlung und zwei Per­

sönlichkeiten des öffentlichen Lebens 

- Vitor Ng (Wu Rongge), Ma Iao




